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In dem Verwaltungsstreitverfahren

b llnëQhtiat
Rechtsanwalt

Antragsteller

gegen

Bundesrepublik Deutschland.
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge:

beigeladen:
Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundeskriminalamt Wiesbaden
dieses vertreten durch den Präsidenten,

Antragsgegnerin

wegen

Asylrecht
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hat das Verwaltungsgericht Wiesbaden - 6. Kammer - durch

Vors. Richter am VG Schild

als Einzelrichter am 21 . September 201 7 beschlossen

Die aufschiebende Wirkung der Klage in dem Verfahren 6 K 3804/1 7.wl.A
gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 31.05.20't7 und die Ausset.
zeng der Abschiebung wird angeordnet.

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragsgegnerin zu tragen. Die Beigela
dene trägt ihre außergerichtlichen Kosten selbst.
Die Entscheidung ergeht gerichtskostenfrei.

Gründe

Der Antragsteller reiste nach eigenen Angaben am 1 5.10.201 5 in die Bundesrepublik

Deutschland ein und wurde am 28.10.2015 in der Erstaufnahmeeinrichtung in Gießen
erfasst. Als Asylantragsstellungsdatum ist der t 7.09.2016 aufgenommen worden

r"-r,. " '.

Die Bundesamtsakte beginnt mit der Belehrung von Asylbewerbern nach der EURO
DAC-VO am 03. '12.2015.

Bei seiner Anhörung zur Bestimmung des zuständigen mitgliedstaates am 16.09.2016

gab der Antragsteller an, dass er sein Heimatland am 01.10.2015 verlassen habe und

am 1 5.10.20]5 in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sei. Er sei i)ber die Tilr-
kei. Griechenland, Mazedonien, Serbien. Kroatien, Slowenien und Österreich nach

Deutschland gekommen.

Mit Vermerk vom 1 9.09.20'16 wurde festgestellt. dass das Wlederaufnahmeersuchen

gem. Art. 23 Abs. 2 Satz l Dublin-VO abgelaufen sei und daher die Zuständigkeit für
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die Prüfung des Asylantrages auf Deutschland iJbergegangen sei(BI. 40 BA). Eine Tref-
fermeldung Ist in der Akte nicht vorhanden.

Bei seiner Anhörung durch das Bundesamt am 19.09.201 5 gab der Antragsteller dabei

weiter an, dass er am 01.10.2015 sein Heimatland verlassen habe und am 15.10.2015

in Deutschland eingereist sei. Auf einen Eurodac-Treffer aus Rumänien aus dem Jahre

2014 angesprochen, gab er an, dass er, bevor er nach Deutschland gefahren sei, einige

Zeit zur See gefahren sei. Sein Treffer stamme möglicherweise daher. Es sei möglich,

dass er schon einmal einen Fluchtversuch begangen habe. Er habe 2014 schon einmal

versucht. zu fliehen, dies habe nicht geklappt. Er habe versucht, vom Schiff. auf dem er

gearbeitet habe. zu fliehen. Die Polizei habe ihn erwischt und zum Schiffzurtlckge-
bracht.

Mit Vermerk vom 02.03.201 7 wurde festgestellt, dass nicht festgestellt werden könne
ob der Antragsteller aus Syrien stamme.

Eine erneute EURODAC Anfrage ergab sodann die EURODAC-Treffermeldung Finger-
abdrucksnahmedatum 24.08.2014, Schutzgewährung 1 5.10.2014 (BI. 71 BA). Der Tref

fermeldung lag zugrunde die IFM-Nachricht von EURODAC Statuscode 912 (Aufforde-

rung zur Markierung), BI. 75 BA. Es erfolgte sodann unter dem 1 7.05.201 7 ein Aufnah

meersuchen nach Art. 34 VO (EU) Nr. 604/2013. Unter dem 30.05.201 7 wurde sodann

vermerkt: "Laut den EURODAC-IFM-Daten wurde dem Antragsteller in Rumänien am

15.10.2014 Schutz gewährt. Daher muss auf die Info Requestantwort von Rumänien

nicht mehr gewartet werden. Dle Entscheidung ergeht im nationalen Verfahren"(BI. 85
GA)

Mit Bescheid vom 31 .05.201 7 wurde sodann der Antrag als unzulässig abgelehnt, fest
gestellt. dass Abschiebeverbote nach $ 6C) Abs. 5 und 7 Satz l Aufenthg nicht vorlie-
gen. Ferner wurde der Antragsteller aufgefordert, die Bundesrepublik Deutschland in-

nerhalb l Woche nach Bekanntgabe der Entscheidung zu verlassen und die Abschie-

bung nach Rumänien angedroht. Es wurde festgestellt, dass der Antragsteller nicht

nach Syrien abgeschoben werden darf. Das gesetzliche Einreise- und Aufenthaltsverbot

gemäß $ 1 1 Abs. l Aufenthg wurde auf 30 Monate ab dem Tag der Abschiebung be-
fristetS
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Zur BegriJndung wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass der Asylantrag gemäß $ 29

Abs. l Nr. 2 AsyIG unzulässig sei, da der Antragsteller in einem anderen Mitgliedsstaat

der Europäischen Union als Ausländer bereits internationalen Schutz im Sinne des $ 1
Abs. l Nr. 2 AsyIG erhalten habe. Nach Erkenntnissen des Bundesamtes sei dem An-

tragsteller in Rumänien im Rahmen des Asylverfahrens internationaler Schutz gewährt

worden. Laut EURODAC-IFM-Meldung aus Rumänien sei die Schutzgewährung am

1 5.10.2014 erteilt. Der Antrag werde daher als unzulässig abgelehnt

Der Bescheid befindet sich im Weiteren mit eingescannter Unterschrift in der sog. elekt-
ronischen Bundesamtsakte (BI. 1 25 BA). Nach der Zustellung des Bescheides befindet

sich in der Akte eine Antwort der rumänischen Behörden (BI. 128 BA). welche am 16.
Juni 2017 um 14.37 Uhr übermittelt wurde. Daraus ergibt sich, dass der Antragsteller in
Rumänien ded "Refugee Status" seit dem 03.10.2014 hat.

Mit Schriftsatz seines Bevollmächtigten vom 13.06.201 7, eingegangen beim Verwal

tungsgericht Wiesbaden am selben Tage. hat der Antragsteller den vorliegenden Antrag
gestellt sowie gegen den Bescheid vam 31 .05.201 7 Klage erhoben (Az. 6 K
3804/17.Wf .A)

Zur Begründung wird ausgeführt. Rumänien habe keine Übernahmebereitschaft gezeigt

und es bestünden erhebliche Bedenken bezüglich der Unterbringung von Asylbewer-
bern in Rumänien

Der Antragsteller beantragt sinngemäß

dle aufschiebende Wirkung der Klage gegen die Abschiebungsandrohung in dem
Bescheid vom 31 .05.2017 anzuordnen.

Dle Antragsgegnerin hat keinen Antrag .gestellt

Sie legte zunächst eine Kopie der Zustellungsurkunde (Zustellung am 07.06.201 7) vor

und erwiderte mit Schriftsatz vam 1 2.09.201 7 auf die gerichtliche Hinweisverf(]gung
vom 1 1 .08.201 7. in welcher auf mögliche Verfahrensmängel hingewiesen worden ist.
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Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte. die Akte des
Klageverfahrens 6 K 3804/1 7.Wi.A sowie die sog. elektronische Bundesamtsakte und

die Ausländerakte Bezug genommen, welche sämtlich zum Gegenstand der Beratung

und Entscheidung gemacht worden sind. Soweit anscheinend nach dem Vortrag der
Antragsgegnerin noch weitere "Vorakten" existiert haben sollen. wurden diese nicht
vorgelegt, da offensichtlich vernichtet bzw. EDV-mäßig gelöscht.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist zulässig. Er ist auch be
grtlndet

Der Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 31 .05.201 7 ist offen

sichtlich rechtswidrig, weshalb die aufschiebende Wirkung gemäß $ 80 Abs. 5 vwGO

i.V.m. $ 36 Abs. 4 AsyIG und die Aussetzung der Abschiebung anzuordnen war.

Zunächst ist festzustellen. dass es keine deutsche nationale Zugangsstelle gibt, die mit

dem Zentralsystem EURODAC Daten austauschen darf (Art. 2 Abs. l lit. a VO (EU) Nr
603/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tiber die Er-
richtung von EURODAC für den Abgleich von Fingerabdruckdaten zum Zwecke der ef-

fektiven Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 406/2013 zur Feststellung der Kriterien

und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedsstaaten, der filr die Prüfung eines von ei-

nem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedsstaat gestellten Antra-

ges auf internationalen Schutz zuständig ist und über der Gefahrenabwehr und Straf-

verfolgung dienende Anträge der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehörden der

Mitgliedsstaaten und Europols auf den Abgleich mit EURODAC-Daten sowie zur Ände-

rung der Verordnung(EU) Nr. 1077/201 1 zur Errichtung einer europäischen Agentur filr

das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit

und des Rechtes vom 26.06.201 3 (ABI. LI 80 vom 29.06.201 3. S. l ff.. zukünftig VO
(EU) Nr. 603/2013)

Zwar trägt die Antragsgegnerin vor, dass das Bundeskriminalamt die zuständige natio-
nale Stelle für EURODAC sei. Dies entsprichtjedoch nicht der "Liste der benannten Be-

hörden, die nach Art. 27 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 603/201 3 Zugriff auf die im
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Zentralsystem von EURODAC gespeicherten Daten filr die in Art. l Abs, l dieser Ver-

ordnung festgelegten Zwecke haben" (ABI. C vom 20.07.2015 Nr. 237, S. 1). Hier hat
die Agentur eine konsolidierte Fassung der Liste im Amtsblatt der Union veröffentlicht.

Nach dieser Liste, Stand: 20.07.201 5, ist fur dle Bundesrepublik Deutschland das Bun.

desamt für Migration und Flüchtlinge mit diversesten Referaten und Außenstellen als

Behörde benannt, welche Zugang zu dem Zentralsystem hat (Seite 3 bis 7 im ABI. C

vom 20.07.2015 Nr. 237)

Dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die zuständige Stelle zum Zugriff auf

das Zentralsystem sein könnte, könnte sich aus $ 1 6 AsyIG ergeben. Dieser regelt je-
doch keine Zuständigkeit. Vielmehr ist gemäß $ 88 AsyIG das Bundesministerium des

Inneren ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die zu-

ständigen Behörden fËlr die Ausfilhrung von Rechtsvorschriften der Europäischen Ge-

meinschaft und völkerrechtlichen Verträge über dle Zuständigkeit für die Durchftlhrung

von Asylverfahren zu bestimmen. Dies gilt insbesondere (Abs. l Nr. 4) ftlr die Erfas-
sung, Ubermittlung und den Vergleich von Fingerabdrücken der betroffenen Ausländer

Nach der Verordnung zur Neufassung der Asylzuständigkeitsverordnung(AsylZBV v
02.04.2008 <BGBI. 1 2008, S. 645>) ist das Bundeskriminalamt zuständig ftlr dle Aus-

ftlhrung der Verordnung nach $ 1 Nr. 4 AsylZBV. $ 1 Nr. 4 AsylZBV benennt unter Nr. 4
die Verordnung(EG) Nr. 2725/2000 des Rates vom ]] . Dezember 2000 über die Errich
tung von "EURODAC" ftlr den Vergleich von Flngerabdr(ecken zum Zwecke der effekti-

ven Anwendung des Dubliner Übereinkommens (ABI. EG Nr. L 316, S. 1). Die Verwei-

sung ist insoweit eine statische. Eine dynamische Verweisung auf die VO(EU) Nr.

603/2013 gibt es nicht. Eine Bestimmung des Bundesamtes als zuständige Behörde für
die Zugriffe zu dem Zentralsystem existiert ebenfalls nicht

Die in der Verordnung zur Neufassung der Asylzuständigkeitsbestlmmungsverordnung
erwähnte Verordnung EG Nr. 2725/2000 wurde jedoch ausdrtlcklich gemäß ArE. 45 VO
(EU) Nr. 603/2013 mit Wirkung ab dem 20. Juli 2015 aufgehoben

Mithin ist die Meldung des Bundeskriminalamtes ebenso wenig wie die des Bundesam

tes ftlr Migration und Flüchtlinge, durch die Bundesrepublik Deutschland als zugrlffsbe

rechtigte Behörde, die nach Art. 27 Abs. 2 VO(EU) Nr. 603/2013 Zugriff auf das Zent-

ralsystem von EURODAC haben darf, durch keine nationale Ermächtigungsvorschrift

gedeckt. Sle wäre auch insoweit falsch, als nach der Verordnung zur Neubestimmung
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der Asylzuständigkeltsbestimmungsverordnung das Bundeskriminalamt, gerade den

EU-Behörden nicht gemeldet worden ist(siehe so ausdrtlcklich die "Liste der benannten

Behörden. die nach Art. 27 Abs. 2 der Verordnung(EU) Nr. 603/2013 Zugriff auf die im
Zentralsystem von EURODAC gespeicherten Daten für die in Art. l Abs. l dieser Ver-

ordnung festgelegten Zwecke haben" (ABI. C vom 20.07.201 5 Nr. 237, S. 1). Auch

wenn die Antragsgegnerin - ohne Nachweis - behauptet. dass das Bundeskriminalamt
gem. Art. 3 Abs. 2 VO(EU) Nr. 603/2013 benannt sel.
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Mithin bleibt im Ergebnis festzustellen, dass Deutschland keine Behörde zum Zugriff auf

das EURODAC-System bestimmt hat, mit der Folge, dass alle Zugriffe auf das EURO-
DAC-System rechtswidrig sind

Unabhängig davon, dass es an einer institutionell zuständigen Behörde mangelt, ist der

Bescheid vom 31 .05.201 7 auch deshalb rechtswidrig, als das Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge eine "Markierung" zur Grundlage ihrer Entscheidung gemacht hat, auf
welche diese für diesen Zweck nicht hätte zugreifen dürfen

Dem liegt folgendes zugrunde: Gemäß Art. 18 V0 603/2013 hat ein Herkunftsstaat. der

einer Person, die internationalen Schutz beantragt hat und deren Daten zuvor im Zent-

ralsystem gespeichert wurden, die einschlägigen Daten im Einklang mit den von der

Agentur festgelegten Bestimmungen für elektronische Kommunikation im Zentralsystem
zu erfassen. Zweck der Markierung Ist es, aktuelle Daten zur Prüfung eines von einem

Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf

internationalen Schutz zu haben, um eine zügige Bestimmung des Mitgliedstaates zu

erreichen. Dabei sind der Übermittlung der Fingerabdruckdaten an das Zentralsystem,
der Speicherung dieser und sonstiger relevanter Daten im Zentralsystem. ihre Aufbe-

wahrung. der Abgleich mit anderen Fingerabdruckdaten, die Übermittlung, die Ab-

gleichsergebnisse sowie die Markierung und Löschung von gespeicherten Daten nach

klar umrissenen Regelungen vorzunehmen (Erwägungsgrund 1 8). Die Fingerabdruck-

daten sollen eine angemessene Qualität aufweisen. Die Markierung dient der Löschung

der Daten zu einem früheren Zeitraum (3 Jahre). Die Daten nach Art. 1 1 VO (EU)

603/2013 dienen zugleich dem Abgleich von Fingerabdruckdaten mit dem Zentralsys-

tem zum Zwecke der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung(Art. 2 Abs. 2 vo(EU)
603/2013)

/-'~-\.
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[)as Zentralsystem informiert alle Herkunftsmitgliedstaaten über die Markierung von
anderen Staaten durch einen anderen Herkunftsstaat, nachdem dieser mit Daten. die

zu einer Person nach Art. 9 Abs. l oder Art. 14 Abs. l yO (EU) 603/2013 übermittelt
hatte. einen Treffer erzielt hat.

Die Datenmarkierung ist insoweit ein technischer Vorgang zur Sicherung der Datenqua

lität, nicht aber zur Datenspeicherung gemäß Art. 1 1 VO(EU) Nr. 603/2013 oder gar
der Datenverwendung für asylrelevante Maßnahmen, denn die Markierung ist gerade
kein Datum. welches nach Art. 1 1 VO (EU) Nr. 603/2013 zu speichern und zu übermit-
teln. ist

Mithin ist die Nutzung der Markierung zum Zwecke eines Asylbescheides mangels

Rechtsgrundlage unzulässig. Denn personenbezogene Daten müssen auf rechtmäßige
Weise, nach Treu und Glauben, in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren

Weise verarbeitet werden (Rechtmäßigkeit. Verarbeitung nach Treu und Glauben

Transparenz). Art. 5 Abs. l lit. a Verordnung (EU) 201 6/679 des europäischen Parla-

ments und des Rates vom 27. April 201 6 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-

arbeitung personenbezogener Daten. zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung = DSGyo) GABI. EU vom 4.5.201 6

L 1 19 S. l > (entspricht Art. 6 Abs. l lit. a Richtlinie 95/46 EG des Europäischen Paula

menüs und des Rates vom 24. Oktober 1995<ABI. v. 23.11 .1995, Nr. L 281 S. 31>).

/r""'\'\ Auf die VO(EU) 603/2013 finden die Grundsätze der Richtlinie 95/46-EG Anwendung
(Erwägungsgrund 40). Dies hat zur Folge. dass gemäß Art. 94 Abs. 2 DSGVO die EU

RODAC-VO im Einklang mit den Vorgaben der Datenschutzgrundverordnung stehen

muss. Dies mit der Folge. dass dle Datenschutzgrundverordnung insoweit immer er-

gänzend heranzuziehen ist. Mithin bedarf es gemäß Art. 6 Abs. 3 lit. a DSGVO einer

Rechtsgrundlage. dle die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet
werden dilrfen, festlegt.

Die DSGVO ist am 25.05.2016 in Kraft getreten und gilt ab dem 25.05.201 8 (Art. 99

Abs. 2 DSGVO. Die Verordnung ist daher auf das vorliegende Verfahren anzuwenden

Denn der Gesetzgebungsakt entfaltet vom Zeitpunkt seiner Bekanntgabe an Rechtswir

kunden(EUGH, Urteil v. 18.12.1997, Az. C-129/96 -- zur Richtlinienumsetzung, was Im
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Falle einer Verordnung jedoch erst recht gelten musst so FG DËlsseldoH, Beschluss

vom 09.08.2017, Az. 4 K 1404/1 7.Z -- nach Juris)

Vorliegend ist in der VO(EU) Nr. 603/204 3 keine Ermächtigung gegeben, die Markie

rung für Asyientscheidungen tleranzuzlehen. Vielmehr bezweckt die VO mit den in

Art. 1 1 VO (EU) Nr. 604/2013 gespeicherten Daten die Bestimmung des zuständigen

Mitgliedsstaaten und der Anwendung der VO(EU) 604/2013(sog. Dublin lll-VO)

Insoweit hätte das Bundesamt ftlr Migration und Flüchtlinge aufgrund der Treffermel-

dung eine Anfrage an Rumänien durchführen mtlssen. Soweit Rumänien dann mitgeteilt

hätte, dass dieses dem Antragsteller internationalen Schutz gewährt hat, wäre diese

Information (dieses Datum) für die weitere Verarbeitung und den Bescheid, so, wle er

ergangen ist, nutzbar gewesen. Personenbezogene Daten, dle unrechtmäßig verarbei-
tet wurden, sind zu löschen, Art. 1 7 Abs. l llt. d DSGVO. Wenn Daten aber zu löschen

sind, können sie nicht ft)r andere Zwecke genutzt werden

.#'""'l:

Nach alledem liegt vorliegend eine rechtswidrige Datenverarbeitung vor mit der Folge
dass der Bescheid in toto rechtswidrig ist.

Dle Kostenentscheidung folgt aus $ 1 54 Abs. l VWGO, die der Gerichtskostenfreihelt

aus $ 83b AsyIG

.,#.FP"P-" . Die Entscheidung ist unanfechtbar, $ 80 AsyIG

Schild

6.i.3805.1 7.wi.abeschluss.000000881 32000(2).docx


